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Berufliche und gesundheitliche Rehabilitation statt befristeter Invaliditätspension - dar-
auf haben sich die Sozialpartner bereits beim Bad Ischler Dialog 2011 grundsätzlich
geeinigt, als einen von vielen Maßnahmen, die dafür sorgen sollen, dass die Menschen
länger gesund und arbeitsfähig bleiben können. Die befristeten I-Pensionen sollen künf-
tig durch Umschulungsgeld vom AMS bzw. durch Rehabilitationsgeld von der
Gebietskrankenkasse ersetzt werden. Der ÖGB begrüßt, dass das Umschulungsgeld
deutlich höher als das Arbeitslosengeld sein soll, nämlich um 22 Prozent. Als
Mindestgrenze hat sich die Regierung auf 1.000 Euro im Monat geeinigt. Damit wird
sichergestellt, dass jene Menschen, die aufgrund schlechter Arbeitsbedingungen ihren
Job nicht mehr ausüben können, nicht ins soziale Nichts fallen gelassen werden. 
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Umschulungsgeld deutlich höher als Arbeitslosengeld

Besinnliche Feiertage und alles Gute im neuen Jahr 2013
wünschen der Vorstand und Redaktion

der Parteifreien Gewerkschafter Österreichs.

Unternehmen in die Pflicht nehmen
Viele ältere Beschäftigte scheiden aber nicht deswegen aus
dem Arbeitsleben aus, weil sie zu krank dafür sind, sondern
weil sie von den Arbeitgebern in die Frühpension gedrängt
werden oder ab einem ge-wissen Alter keine Arbeitsplätze
mehr bekommen. „Die Arbeitswelt muss alternsgerecht
werden, und es muss für die Unternehmer deutlich teurer
werden, ältere Beschäftigte auf die Straße zu setzen”, for-
dert ÖGB Präsident  Erich Foglar. Unternehmen, die keine
oder zu wenig ältere Arbeitnehmer/Innen beschäftigen, sol-
len einen Malus zahlen; Firmen, die überdurchschnittlich
viele Ältere beschäftigten und sich um eine altersgerechte
Gestaltung der Arbeitsplätze kümmern, dafür mit einem
Bonus belohnt werden.

Hier ist die Klarstellung wichtig, dass auch bei der
Prävention von beispielsweise Burn-out die Fürsorgepflicht
des Arbeitsgebers bzw. Dienstgebers greift. Untätigkeit bei
Prävention lohnt sich für Unternehmen nicht.
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Mehr Prävention für gesündere Arbeitsplätze
Ein krankheitsbedingtes Ausscheiden aus dem Arbeits-
markt kann am besten durch rechtzeitige Interventionen
und präventive Maßnahmen vermieden werden. Ziel der
Gewerkschaft war immer: Gesund in die Arbeit, gesund
von der Arbeit, auf dem sie gesund bis zum Regelpen-
sionsalter bleiben können. Wenn die Wirtschaft nicht mehr
alternsgerechte Arbeitsplätze anbietet, werden die Men-
schen auch weiterhin frühzeitig aus ihrem Job ausscheiden
müssen. Hohe Arbeitsbelastungen machen Rehabilitations-
maßnahmen überhaupt erst notwendig. Anzusetzen gilt es
vor allem auch bei psychischen Krankheiten, die bereits die
Spitze bei den Anträgen auf Invaliditätspension sind. Die
psychische Gesundheit der Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter wird noch immer als individuelles Problem gesehen.
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Proteste gegen
Sexualerziehungsmaterialien für

österreichische Volksschüler

Jugend unsere Zukunft !
„Wie die Alten sangen, so zwitschern die Jungen“! Lautet
ein altes Sprichwort. In unserer materialistischen Gesell-
schaft, sollte man doch auch Rückblick halten, dass die
ältere Generation, Großeltern und Eltern ein gesundes
Fundament eingebettet im Schutz und Geborgenheit der
Familie für einen gewissen Wohlstand der Erbgeneration
geschaffen haben. Das Bild am Arbeitsplatz hat sich stark
verändert. Frauenarbeit ist ein Bestandteil für unsere
Wertschöpfung in der Wirtschaft. Die Alten dürfen aber
doch Mahner sein, dass nicht Lust und Fun in der „Spaß-
gesellschaft“ überhand nehmen und die wesentliche Auf-
gabe im Arbeitsleben sind. Die Familie muss/sollte wieder
mehr als Keimzelle für Ethik und Moral die Basis bieten
und nicht wie angeführtes Aufklärungsmaterial zur schuli-
schen Sexualerziehung für 6–12 Jährige. 

Sagen sie uns ihre Meinung

Eltern und Parteien in Österreich protestieren gegen
das Unterrichtspaket „Ganz schön intim”, das zur
schulischen Sexualerziehung von 6- bis 12-Jährigen
bestimmt ist. Eine Elterninitiative rund um die Juristin
und Theologin Gudrun Kugler und den Banker
Maximilian Lobmeyr bemängelt unter anderem, dass
das Mann- und Frausein sowie die natürliche Familie
diskreditiert würden, während die Materialien Homo-
und Heterosexualität als gleich bedeutsam und gleich-
wertig propagierten. 

Der Kritik an dem vom SPÖ-Unterrichtsministerium in
Auftrag gegebenen Paket schließen sich auch ÖVP, FPÖ
und BZÖ an. Diese bemängelten in einer parlamentarischen
Anfrage ebenfalls, dass etwa Homosexualität und Inter-
sexualität (uneindeutiges Geschlecht) in „unverhältnis-
mäßiger Relation” zur natürlichen Kernfamilie dargestellt
würden. Weiter wurde kritisiert, dass trotz eines gesetz-
lichen Verbots in Österreich Leihmutterschaft und anonyme
Samenbanken in den Texten als legitime Optionen erwähnt
werden. Die Grünen begrüßten hingegen die Broschüre und
warfen „Konservativen und Rechten” vor, diesen sei
Sexualerziehung „immer schon suspekt” gewesen.

Unterrichtsministerin Claudia Schmied will die Broschüre
nun prüfen lassen. Der Verein „Selbstlaut”, der die
Materialien erarbeitet hatte und sich nach eigenen Angaben
für den Schutz von Kinder und Jugendlichen vor sexueller
Gewalt einsetzt, argumentierte damit, dass mit dieser
Strategie die Gewaltprävention gefördert würde: „Dass
Minderheiten mit Mehrheitspositionen in einem Atemzug
genannt werden, ist natürlich Absicht.“ 

Allerdings will der Verein in einer neuen Fassung den
Verweis auf Verbot der Leihmutterschaft und der anonymen
Samenspende in Österreich in die Materialien aufnehmen.
Aus dem Unterrichtsressort heißt es dazu, man halte sich
bei der Erarbeitung solcher Pakete an „anerkannte
Experten”.

Deutscher Ex-Minister Blüm warnt vor
„totaler Verwirtschaftung des Lebens”

Der ehemalige deutsche Sozialminister Norbert Blüm
warnt vor einer „totalen Verwirtschaftung des Lebens”, vor
der Ehe und Familie geschützt werden müssten. „Die
Programme zur Vereinbarkeit von Familie und Beruf dro-
hen die Familie sanft, aber bestimmt unter die Knute der
Erwerbsgesellschaft zu stellen”, schreibt der 77-jährige
CDU-Politiker in einem Artikel für die Zeit (42/2012).
Blüm erinnert daran, dass historisch die Privatsphäre der
Familie erst erkämpft werden musste gegen Wirtschaft,
Staat und Gesellschaft. „Soll das jetzt hergegeben werden?
Soll die Ehe zur Dependance der Wirtschaft und die
Kindheit zum staatlichen Fürsorgeobjekt werden?” Der
Politiker beschreibt pointiert, wie die Anforderungen des
Arbeitslebens Familien zerreißen, etwa in Fernbe-
ziehungen: „Liebe wird zur Telepathie.” 

Kritik übt Blüm auch am Feminismus und deren einseitiger
Hochjubelung der berufstätigen Frau: „Warum sollten die
Frauen an den Fließbändern eine freiere Entscheidung
getroffen haben als jene, die als Mütter zuhause arbeiten?”
Der Ex-Minister sieht durch die derzeitigen Entwicklungen
Ehe und Familie direkt bedroht, selbst wenn er darauf hin-
weist, dass auch totalitäre Systeme diese bisher nicht ver-
nichten konnten. „Werden nun neoliberale Softies auf lei-
sen Sohlen schaffen, was den Gewaltsystemen misslungen
ist?”

Hälfte der Deutschen lehnt frühe
außerhäusliche Betreuung ab

Schon Unter-Drei-Jährige in den Kindergarten? Die
Hälfte der Deutschen hält von dieser Idee nichts.
Wie aus einer Umfrage des Institutes für Demos-
kopie Allensbach für die Zeitschrift Bild der Frau
hervorgeht, denken 46 Prozent der Deutschen, dass
Kleinkinder unglücklich sind, wenn sie nicht bei der
Mutter sein dürfen. Die Studie kontrastierte diese
Ansicht mit Ergebnissen aus Schweden, wo 90
Prozent der Zweijährigen außer Haus betreut wer-
den. 

Das größere Verantwortungsbewusstsein der Deutschen für
ihre Kinder setzt sich auch im Schulalter fort. Während
weniger als ein Drittel der Schweden die Eltern in der
Verantwortung für das gesellschaftliche und schulische
Fortkommen ihrer Sprösslinge sieht, ist das bei zwei
Dritteln der Deutschen der Fall.  Offen ausgesprochenes
Ziel der Umfrage war es, Schweden als Vorbild für
Deutschland hinzustellen, insbesondere was die Dichte der
Betreuungseinrichtungen und die Einstellung, dass der
Staat für die Kinder verantwortlich sei, betrifft.

„Wir Deutschen können von den Schweden lernen, die
Elternaufgabe entspannter zu sehen. Aber auch die deutsche
Politik ist gefragt: Die Schweden haben ein viel größeres
Betreuungsangebot für Kleinkinder und einen unglaublich
hohen Qualitätsstandard in den Einrichtungen, das schafft
Vertrauen und Sicherheit für die Eltern”, so Allensbach-
Leiterin Renate Köcher.
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Fast 1.00 Wehrersatzdiener sind beim Roten Kreuz in NÖ
als Helfer im Einsatz. 3 von 4 bleiben auch nach den
neun Monaten „Zivildienst“ als Freiwillige beim Roten
Kreuz in NÖ. Jeder dritte Zivildiener gewinnt aus seinem
Freundes- und Bekanntenkreis weitere Helfer, die sich
freiwillig engagieren.

Das Rote Kreuz NÖ setzt sich für Menschen, die Hilfe
brauchen ein – 24 Stunden am Tag, sieben Tage die
Woche, 365 Tage im Jahre. Möglich ist diese Leistung nur
auf Grund der zahlreichen Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter-, Hauptberufliche, Freiwillige und  Zivildienst-
leistende. Wir sind besorgt, dass durch eine schnell
getroffene Entscheidung ein erprobtes und gut funktionie-
rendes System ins Wanken gebracht wird. Wir machen
uns daher große Sorgen über einen möglichen Kahl-
schlag des Sozial und Gesundheitssystems.

Beim Roten Kreuz NÖ leisten fast 1.000 junge Männer
jährlich ihren Zivildienst. Die meisten von ihnen sind im
Rettungsdienst engagiert. Da geht es darum, Leben zu
retten. Und das ist Teamarbeit unter Beteiligung von
Hauptberuflichen, Freiwilligen und Zivildienern. 

s

Gespannt werden wir sein, wer sich von den bei-
den  Regierungsparteien am 20. Jänner 2013 kalte
Füße holen wird? Die Bundesheer-Volksbefragung
scheint ein rein politischer Spielball der Parteien
zu sein! Die Bevölkerung wird ganz spärlich über
die Sinnhaftigkeit der Volksbefragung informiert.

Wehrpflicht JA oder Nein?Das Rote Kreuz und die
Gesellschaft brauchen

die Zivildiener
Gastkommentar von Willibald Sauer,

Präsident des Roten Kreuzes NÖ

ZAHLEN & FAKTEN
● 745.000 Stunden pro Jahr leisten alleine Zivildiener
für das Rote Kreuz in NÖ. Eine gewaltige Leistung,
auf die unsere Gesellschaft unmöglich verzichten kann.

● 140 Millionen Euro mehr würde die Abschaffung
des Zivildienstes kosten – alleine beim Roten Kreuz in
Österreich

● Wertvolle Helfer bleiben auch jene Zivildiener, die
nicht auf Dauer beim Roten Kreuz bleiben. Sie sind
perfekt ausgebildete Ersthelfer und trauen sich auch,
im Alltag Erste Hilfe zu leisten.

Das gemeinsame zivilgesellschaftliche Engagement ist
die Basis für die Zukunft. Das Rote Kreuz NÖ setzt sich
mit Nachdruck für den Zivildienst ein. Für uns ist es wich-
tig, ein erprobtes System nicht einfach zu zerstören.
Denn bei der Frage, ob der Zivildienst abgeschafft wird
oder nicht, geht es nicht um das Rote Kreuz. Es geht um
die Menschen in unserem Land. Es geht um jene, die auf
Hilfe angewiesen sind: Kranke, Verletzte, Pflege-bedürfti-
ge oder Menschen mit Behinderung. Unser Gesundheit –
und Sozialsystem funktioniert derzeit mit Hilfe von
Zivildienern. Sie leisten sehr wertvolle Dienste – auch
beim Roten Kreuz. Dieses ist erprobt und lässt sich nicht
von heute auf morgen ersetzen.

Als humanitäre Organisation ist es uns wichtig, dass all
jene Leistungen, die Zivildiener heute für unsere
Gesellschaft erbringen, auch in Zukunft gewährleistet
sind. Die jungen Männer werden bestens ausgebildet und
leisten wertvolle Hilfe in Notfällen, nicht nur als verblei-
bende freiwillige Helfer beim Roten Kreuz, sondern  mit
ihrem erlernten Wissen auch bei Unfällen, in ihren zivilen
Berufen, im Vereinsleben- oder im Privatleben.

Die Meinungsforscher und „Verteidigungsexperten“ hin-
gegen kom-men bald in Stress, um das Volk in die richti-
ge Entscheidungsfindung zu lenken. Bei den Jungen
(Nachkriegsgeneration) sprechen sich laut einer ifes-
Umfrage unter 1108 Österreichern im Alter von 16 bis 30
Jahren, 71 % für ein Profi Heer aus. Interessant wäre eine
Befragung unter jenen Männern, die ihre Wehrpflicht
bereits abgeleistet haben und mit der Wehrdienstmedaille
„Stets bereit für Österreich“ ausgezeichnet wurden.
Ebenso die Entscheidung der vielen Frauen, die in einem
Wahljahr 2013 für die politischen Parteien auch von
Bedeutung sein werden.

Der Wunsch aller Bevölkerungsgruppen sollte sein: Eine
notwendige Heeresreform zur Friedenssicherung. Eine
Qualitätssteigerung wäre auch unter der Wehrpflicht mit
allen Mitteln kostengünstig erreichbar. Wie kann man
gegen eine Pflicht überhaupt auftreten? Was geschieht
zum Beispiel mit Steuerflüchtlingen, die sich ungehindert
der Steuerpflicht entziehen? 

Die Stimmen der Frauen zur Volksbefragung  Wehrpflicht
fehlen bis jetzt noch! Bereits im Jahr 2003 gab es eine
Aufregung über Abschaffung der Wehrpflicht. Damals war
es eine Einzelmeinung und Idee unseres Presse-
sprechers Ing. Otmar Höfler für die Einführung der
Zivildienstpflicht für Frauen. Als aufrichtiger Gewerk-
schafter meldete er sich zu Wort, da  man den Arbeits-
kräftemangel bei den verschiedenen Hilfsorganisationen
zB. Rotes Kreuz, Caritas usw. hingewiesen hat und auf
ausländische Hilfskräfte verstärkt zugreifen wollte. Wo
stehen wir heute nach einem Jahrzehnt mit den
Pflegeberufen und Sozialberufen? 2003 waren im
Internetportal „die Standard.at“ Hunderte Reaktionen zu
Höflers Wunsch nach einer Einführung einer Zivil-
dienstpflicht für Frauen zu verzeichnen. Die diskutierte
Bundesheerreform zur Abschaffung der Wehrpflicht  führ-
te auch  zu deutlichen Mahnungen durch das Rote Kreuz
Österreichs, so der Generalsekretär, er möchte die
Frauen mehr in die Pflicht für den Staat nehmen. Der
Dienst beim Heer ist für Frauen freiwillig – sollte nicht ein
Sozialdienst verpflichtend für alle sein? 

Wir hoffen, die Österreicher/innen als mündige
Staats-bürger treffen trotz mangelnder Informationen
eine positive Entscheidung für eine Heeresreform
zum Wohle unseres Landes.

Die Abschaffung der Wehrpflicht für Männer könn-
te eine Pflicht zum Sozialdienst für alle, auch für
Frauen bedingen. So war die Forderung von
Kollegen Höfler kein Publicity-Gag wie man nun
sieht! Leider nein.

Von politischer Seite flüchtet man 2012  in einen
freiwilligen Sozialdienst wieder nur für Männer,
sollte die Wehrpflicht und damit auch der
Zivildienst fallen.
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Endlich profitieren auch Teilzeitbeschäftigte und
Menschen, die wenig verdienen, von der Pendler-
förderung. Pendlerinnen und Pendler, die so wenig
verdienen, dass sie nicht lohn- und einkommens-
steuerpflichtig sind – das sind ca. 100.000 Betroffene
– bekommen mit dem neuen Pendler-zuschlag um
rund 50 bis 150 Euro mehr im Jahr, je nach
Verdienst.

Eine Million Menschen werden darüber hinaus vom
neuen Pendlerabsetzbetrag profitieren: Auf das beste-
hende System (Freibetragsmodell, große/kleine Pendler-
pauschale, 20-km-Schritte) wird ein zusätzlicher Absetz-
betrag aufgesetzt, nämlich ein Euro pro Kilometer (zwi-
schen Arbeitsplatz und Wohnsitz) jährlich. Darüber hin-
aus werden rund 50.000 Teilzeitbeschäftigte in Öster-
reich künftig eine aliquot ausgezahlte Pendlerpauschale
erhalten. Eine weitere Verbesserung: Das „Job-Ticket”,
also ein vom Unternehmer für den Arbeitnehmer bezahl-
tes Ticket für die öffentlichen Verkehrsmittel, wird in
Zukunft steuer- und abgabenfrei sein. Bisher war das
Ticket nur steuerfrei, wenn dem Pendler, der Pendlerin,
auch eine Pendlerpauschale zusteht. Als Beispiel für die
verbesserten Regelungen zur Pendlerpauschale kommt,
dass die kleine Pendlerpauschale bei einer Fahrtstrecke

ÖGB zu Pendlerpauschale:
Arbeitnehmer/Innen und Umwelt
entlastet

Der ÖGB sieht in der vorgelegten Reform der
Pendlerpausche wichtige Verbesserungen für die
ArbeitnehmerInnen, vor allem im Niedriglohn- und
im Teilzeitbereich. „Auch die Umwandlung in
Richtung Absetzbeträge entspricht einer Forderung
des ÖGB und bringt mehr Gerechtigkeit“, sagt ÖGB-
Präsident Erich Foglar. 

Auf Sicht will der ÖGB die völlige Umwandlung der
Freibeträge in Absetzbeträge, denn nur das ist für alle
Einkommensbezieher/Innen das gerechtere System. „Ein
wichtiger Schritt ist die Einbeziehung von Teilzeit-
beschäftigten in das System der Pendlerpauschale“, sagt
Foglar. Teilzeitarbeit sei in vielen Fällen nicht freiwillig
gewählt, warum Menschen dann auch noch bei Fahrt-
kosten benachteiligt sein sollten, sei nicht einzusehen.
Im neuen System seien mit dem Jobticket nun auch jene
Arbeitneh-mer/Innen berücksichtigt, die keinen An-
spruch auf Pendlerpauschale haben. „Das trägt dem öko-
logi-schen Gedanken, auf öffentliche Verkehrsmittel
umzusteigen, Rechnung, das ist ein ebenso wichtiges
Element der Reform.“

Erste wichtige Schritte
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von 35 Kilometern und einem Bruttomonats-ein-kom-
men von 2.200 Euro von 254 auf 324 Euro, also um 70
Euro Absetzbetrag, ansteigen würde. 

Verbesserungen bei der
Pflegefreistellung erreicht

„Moderne Lebensformen brauchen moderne
Rechtslagen. Die am 5. 12. 2012 im Nationalrat

beschlossenen Verbesserungen bei den
Pflegefreistellungen sind ein Meilenstein.”

Die ÖGB-Forderungen, wonach auch nicht bei ihrem
Kind lebende Mütter und Väter sowie Patchwork-Eltern
(im selben Haushalt lebende Lebensgefährten/-innen der
Mutter/des Vaters) künftig das Recht auf Pflege-
freistellung haben müssen, wird nun umgesetzt. Endlich
wird im Gesetz auch geregelt, dass Eltern ein Recht auf
Pflegefreistellung erhalten, wenn das Kind bis zum
10. Lebensjahr im Krankenhaus ist.

Recht auf Pflegefreistellung, wenn das
Kind bis zum 10. Lebensjahr im Kranken-
haus ist.


